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27. beschließt, die Konsultationen über die Förderung einer allgemeinen Gesundheitsversorgung auf
regionaler und globaler Ebene fortzusetzen, einschließlich der Möglichkeit, eine Tagung der Generalver-
sammlung auf hoher Ebene einzuberufen;

28. ersucht den Generalsekretär, in enger Zusammenarbeit mit der Generaldirektorin der Weltgesund-
heitsorganisation und unter Beteiligung der maßgeblichen Programme, Fonds und Sonderorganisationen des
Systems der Vereinten Nationen sowie in Absprache mit den Mitgliedstaaten der allgemeinen Gesundheits-
versorgung und ihren Verbindungen zu einem sozialen Basisschutz in ihren Sozialprogrammen und ihrer So-
zialpolitik hohen Vorrang einzuräumen;

29. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung unter
dem Punkt „Globale Gesundheit und Außenpolitik“ einen Bericht vorzulegen, in dem die vergangenen und
aktuellen Erfahrungen der Mitgliedstaaten zusammengestellt und analysiert werden in Bezug auf die erfolg-
reiche Umsetzung der allgemeinen Gesundheitsversorgung, einschließlich ihrer Verbindungen zu einem auf
nationaler Ebene festgelegten sozialen Basisschutz, und im Bereich der gemeinsamen Nutzung, der Schaf-
fung und der Stärkung institutioneller Kapazitäten mit dem Ziel, eine faktengestützte politische Entschei-
dungsfindung auf Landesebene über die Gestaltung von Systemen der allgemeinen Gesundheitsversorgung
zu ermöglichen, einschließlich der Verfolgung der Gesundheitsausgaben durch die Anwendung einheitlicher
Rechnungslegungsrahmen.

RESOLUTION 67/82

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 12. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/67/L.33 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Algerien, Angola, Argentinien, Aser-
baidschan, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Belarus, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Burundi, Chile,
China, Costa Rica, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Ge-
orgien, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Israel, Jamaika, Jordanien, Ka-
sachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Lesotho, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Nepal, Nigeria, Panama, Peru, Phil-
ippinen, Republik Korea, Saudi-Arabien, Serbien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, Suriname, Tadschikistan, Timor-
Leste, Trinidad und Tobago, Türkei, Uganda, Ukraine, Uruguay, Vereinigte Arabische Emirate, Zentralafrikanische
Republik.

67/82. Berücksichtigung der sozioökonomischen Bedürfnisse der von Autismus-Spektrum-
Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinderungen betroffenen 
Personen, Familien und Gesellschaften

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005241
 und die Millenniums-Erklärung der Vereinten

Nationen242 sowie auf die Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im
Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebieten,

unter Hinweis auf die Erklärung von Alma-Ata, die Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung von 1986
und spätere einschlägige Resolutionen der Weltgesundheitsversammlung und der Regionalausschüsse,

sowie unter Hinweis auf das Übereinkommen über die Rechte des Kindes243 und das Übereinkommen
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen244, wonach Menschen mit Behinderungen ein erfülltes und
menschenwürdiges Leben unter Bedingungen führen sollen, welche ihre Würde wahren, ihre Selbständigkeit
fördern und ihre aktive Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern, sowie gleichberechtigt mit ande-
ren Menschen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang genießen sollen, 

241 Resolution 60/1.
242 Resolution 55/2.
243 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl.
1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
244 Ebd., Vol. 2515, Nr. 44910. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 1419; öBGBl. III Nr.155/2008.
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in Anerkennung der Notwendigkeit, die Menschenrechte aller Menschen mit Behinderungen, ein-
schließlich aller Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen, zu fördern und zu schützen, unter anderem
durch die Gewährleistung von Chancengleichheit, damit sie ihr optimales Entwicklungspotenzial ausschöp-
fen und an der Gesellschaft teilhaben,

sowie in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den nichtstaatliche Organisationen und andere Akteure
der Zivilgesellschaft zur Förderung der Menschenrechte für Menschen mit Behinderungen, einschließlich al-
ler Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinde-
rungen, und zu ihrer Integration in die Gesellschaft sowie zur Berücksichtigung der sozioökonomischen Be-
dürfnisse ihrer Familien und Gemeinschaften leisten können,

bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, einan-
der bedingen und miteinander verknüpft sind und dass Menschen mit Behinderungen der volle Genuss dieser
Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung garantiert werden muss,

erklärend, dass die Gewährleistung und Förderung der vollen Verwirklichung aller Menschenrechte
und Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen ohne Unterschied eine wesentliche Vorausset-
zung für die Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele ist,

unter Hinweis auf ihre Resolution 66/124 vom 19. Dezember 2011, mit der sie beschloss, am 23. Sep-
tember 2013 eine eintägige, aus den vorhandenen Mitteln zu finanzierende Tagung der Generalversammlung
auf hoher Ebene unter dem übergreifenden Thema „Der weitere Weg: eine behinderteninklusive Entwick-
lungsagenda bis 2015 und danach“ zu veranstalten, um die Bemühungen zur Sicherstellung der Barrierefrei-
heit und zur Einbeziehung der Menschen mit Behinderungen in alle Aspekte der Entwicklungsmaßnahmen
zu verstärken,

in dem Bewusstsein, dass Autismus eine lebenslang andauernde Entwicklungsstörung ist, die sich auf
die Gehirnfunktion auswirkt und die durch Beeinträchtigungen der sozialen Interaktion, Probleme bei der
verbalen und nonverbalen Kommunikation und eingeschränkte, repetitive Verhaltensweisen, Interessen und
Aktivitäten gekennzeichnet ist,

sowie in dem Bewusstsein, dass die große Vielfalt der Bedürfnisse von Menschen mit Autismus-Spek-
trum-Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinderungen eine beträchtliche Heraus-
forderung beim Umgang mit der Behinderung und bei der Bereitstellung angemessener Behandlungs- und
Betreuungsdienste durch staatliche und nichtstaatliche Organisationen darstellt,

in großer Sorge darüber, dass Kinder mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und
damit verbundenen Behinderungen in allen Regionen der Welt mit Herausforderungen zu kämpfen haben,
wenn es um den Zugang zu von staatlichen Stellen, nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor
durchgeführten langfristigen Gesundheits-, Aus- und Fortbildungs- sowie Interventionsprogrammen geht,

besorgt darüber, dass sich Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und
damit verbundenen Behinderungen nach wie vor Hindernissen bei ihrer Teilhabe als gleichberechtigte Mit-
glieder der Gesellschaft gegenübersehen, und erneut erklärend, dass jede Diskriminierung aufgrund von Be-
hinderung eine Verletzung der Würde und des Wertes darstellt, die jedem Menschen innewohnen,

daran erinnernd, dass eine frühzeitige Diagnose, geeignete Forschungsarbeiten und wirksame Interven-
tionen für das Wachstum und die Entwicklung der betroffenen Personen entscheidend sind, und betonend,
dass eine Frühintervention unverzichtbar ist, um den Bedürfnissen von Menschen mit Autismus-Spektrum-
Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinderungen gerecht zu werden und dadurch
ihre Chancen auf eine hohe Lebensqualität und die Fähigkeit, an der größeren Gemeinschaft teilzuhaben, zu
verbessern und die Wahrscheinlichkeit zu erhöhen, dass sie im späteren Leben auf ein geringeres Maß an Un-
terstützung angewiesen sein werden,

anerkennend, dass die soziale und wirtschaftliche Entwicklung von Gesellschaften und Gemeinschaf-
ten erheblich vorankommt, wenn Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und
damit verbundenen Behinderungen ihre Menschenrechte voll genießen und uneingeschränkt teilhaben,

in der Erkenntnis, dass die Befriedigung der Bedürfnisse von Menschen mit Autismus-Spektrum-Stö-
rungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinderungen in den Entwicklungsländern auf be-
sonders akute Herausforderungen stößt, was die betroffenen Personen und ihre Familien sowie die Gesund-
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heits-, Bildungs- und sozialen Fürsorgesysteme, die sich um die Befriedigung dieser Bedürfnisse bemühen,
vor erhöhte Schwierigkeiten stellt,

in Anerkennung der Arbeit der Weltgesundheitsorganisation mit dem Ziel, in ihren Resolutionen dem
Problem der Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinderun-
gen Rechnung zu tragen, insbesondere durch ihre Resolution 65.4 über die weltweite Belastung durch psy-
chische Störungen und die Notwendigkeit umfassender, koordinierter Maßnahmen des Gesundheits- und So-
zialwesens auf Landesebene, die am 25. Mai 2012 von der fünfundsechzigsten Weltgesundheitsversamm-
lung verabschiedet wurde und in der die Generaldirektorin der Organisation ersucht wird, einen umfassenden
Aktionsplan für psychische Gesundheit zur Prüfung durch die sechsundsechzigste Weltgesundheitsver-
sammlung zu erarbeiten245,

sowie anerkennend, dass eines der größten Hindernisse bei der Verbesserung der Gesundheit und des
Wohlergehens von Kindern mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbun-
denen Behinderungen sowie ihrer Familien darin besteht, dass das Wissen und die Fachkenntnisse zur Erken-
nung der Symptome und zur Diagnose von Autismus-Spektrum-Störungen unzureichend sind, und außerdem
anerkennend, dass der Mangel an wirksamen, routinemäßigen Screeningverfahren zur Früherkennung seiner-
seits den Zugang zu Betreuung und Frühinterventionen einschränkt und dass ohne entsprechende For-
schungsarbeiten zur Entwicklung und Durchführung wirksamer Programme keine angemessenen Lösungen
gefunden werden können, die die Lebensqualität der Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen und ihrer
Familien verbessern,

Kenntnis nehmend von den Anstrengungen zur Schärfung des Bewusstseins für die Rechte der von Au-
tismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinderungen betroffenen
Menschen, insbesondere auch von der Begehung des Welttags der Aufklärung über Autismus, der zu einem
stärkeren Interesse der Weltöffentlichkeit an Autismus und anderen Entwicklungsstörungen geführt hat,

Kenntnis nehmend von der Erklärung von Dhaka vom 25. Juli 2011 über Autismus-Spektrum-Störun-
gen und Entwicklungsstörungen,

1. legt den Mitgliedstaaten nahe, den Zugang zu geeigneten Unterstützungsdiensten und Chancen-
gleichheit für Inklusion und Teilhabe an der Gesellschaft zu verbessern, indem sie gegebenenfalls Schulun-
gen für Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung, Dienstleister, Pflege-/Betreuungspersonen, Familien und
Laien über die Bedürfnisse und Rechte von Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstö-
rungen und damit verbundenen Behinderungen anbieten;

2. erkennt an, dass es zur Erarbeitung und Umsetzung durchführbarer, wirksamer und nachhaltiger
Interventionsprogramme für den Umgang mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und
damit verbundenen Behinderungen eines innovativen, integrierten Ansatzes bedarf, der unter anderem die
folgenden Schwerpunkte umfasst:

a) Schärfung des Bewusstseins der Öffentlichkeit und der Fachwelt für Autismus-Spektrum-Störun-
gen, Entwicklungsstörungen und damit verbundene Behinderungen und Abbau der mit diesen Beeinträchti-
gungen einhergehenden Stigmatisierung;

b) Erweiterung und Stärkung von Forschungskompetenz und Leistungserbringung, unter anderem
durch internationale Zusammenarbeit, die Schulung von Forschenden, Dienstleistern und Laien in Frühdia-
gnose und Frühintervention im Gesundheitssektor und in anderen maßgeblichen Sektoren;

c) Erweiterung inklusiver Bildungsprogramme, die für Kleinkinder, Kinder und Erwachsene mit Au-
tismus geeignet sind;

d) Betonung der individuellen Bedürfnisse jedes Menschen mit Autismus über das gesamte Spek-
trum der unterschiedlichen Merkmale und Erfahrungen hinweg;

245 Siehe World Health Organization, Dokument WHA65/2012/REC/1.
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e) Schärfung des Bewusstseins für die Vorteile der Inklusion von Menschen mit Autismus-Spek-
trum-Störungen, Entwicklungsstörungen und damit verbundenen Behinderungen in die Gesellschaft durch
Berufstätigkeit und Freizeitaktivitäten;

3. legt den Mitgliedstaaten nahe, sachdienliche Informationen, einschließlich aufgeschlüsselter sta-
tistischer Daten und Forschungsdaten, über Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungsstörungen und da-
mit verbundene Behinderungen zu sammeln;

4. erwartet mit Interesse die Erstellung des in Resolution 65.4 der Weltgesundheitsversammlung ge-
forderten umfassenden Aktionsplans der Weltgesundheitsorganisation für psychische Gesundheit und darin
die Behandlung von Autismus-Spektrum-Störungen im Rahmen eines umfassenderen Systemansatzes;

5. fordert alle Staaten auf, im Einklang mit dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen244 und anderen lokalen, nationalen und regionalen Politikkonzepten ein inklusives Bildungs-
system auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen zu gewährleisten sowie Berufsausbildungs- und Qualifi-
zierungsprogramme für Menschen mit Autismus zu fördern;

6. fordert alle Staaten außerdem auf, Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen, Entwicklungs-
störungen und damit verbundenen Behinderungen den Erwerb von lebenspraktischen Fertigkeiten und sozia-
len Kompetenzen zu ermöglichen, um ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an der Bildung und als Mit-
glieder der Gemeinschaft zu erleichtern;

7. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit aller Mitgliedstaaten und Organisationen der
Vereinten Nationen auf diese Resolution zu lenken, als Beitrag zu den Vorbereitungen der für den 23. Sep-
tember 2013 anberaumten Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene über die Verwirklichung der
Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen international vereinbarten Entwicklungsziele für Menschen
mit Behinderungen.

RESOLUTION 67/83

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 12. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/67/L.14/Rev.1 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Armenien, Aserbaidschan, Belgien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kroatien, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Montenegro, Niederlande, Norwegen, Österreich, Po-
len, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spani-
en, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

67/83. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und dem Europarat

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf das am 15. Dezember 1951 unterzeichnete Abkommen zwischen dem Europarat und
dem Sekretariat der Vereinten Nationen und die Vereinbarung vom 19. November 1971 über die Zusammen-
arbeit und die Verbindung zwischen den Sekretariaten der Vereinten Nationen und des Europarats,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 44/6 vom 17. Oktober 1989, in der sie gegenüber dem Europa-
rat eine ständige Einladung aussprach, als Beobachter an ihren Tagungen und ihrer Arbeit teilzunehmen, so-
wie auf ihre früheren Resolutionen über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und dem Eu-
roparat246,

in Anerkennung des Beitrags, den der Europarat durch seine Normen, Grundsätze und Überwachungs-
mechanismen zum Schutz und zur Stärkung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Demokratie und
der Rechtsstaatlichkeit leistet, sowie seines Beitrags zur wirksamen Durchführung der einschlägigen völker-
rechtlichen Übereinkünfte der Vereinten Nationen,

246 Resolutionen 55/3, 56/43, 57/156, 59/139, 61/13, 63/14 und 65/130.




